
 
  Gemeinde Ahorn 
  Main-Tauber-Kreis 
 
 
 
2. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 

(Abwassersatzung - AbwS) 
Vom 06.11.2012 

 
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 
11,13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Ahorn am 12.12.2023 folgende 2. Änderung der Abwassersatzung vom 06.11.2012 ein-
schließlich aller Änderungen beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

§ 44 der Abwassersatzung erhält folgende Fassung: 
 
§ 44 Vorauszahlungen  

 
(1) Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebührenschuldner Vorauszah-
lungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Ende des Kalendervierteljahres (zum 31.03., 
30.06., 30.09. und 31.12. des laufenden Kalenderjahres). Beginnt die Gebührenpflicht während des 
Veranlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Ende des folgenden Kalendervierteljah-
res. 
(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten Jahreswasserverbrauchs bzw. ein Vier-
tel der zuletzt festgestellten gebührenpflichtigen Fläche gemäß § 40a zugrunde zu legen. Bei erstmali-
gem Beginn der Gebührenpflicht werden der voraussichtliche Jahreswasserverbrauch und der Zwölf-
telanteil der Jahresniederschlagswassergebühr geschätzt.  
(3) Die für den Veranlagungszeitraum entrichtete Vorauszahlungen werden auf die Gebührenschuld für 
diesen Zeitraum angerechnet.  
(4) In den Fällen des § 38 Abs. 2 und Abs. 3 entfällt die Pflicht zur Vorauszahlung. 
 
 

Artikel 2 
 
§45 der Abwassersatzung erhält folgende Fassung: 
 
§ 45 Fälligkeit  

 
(1) Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids 
zur Zahlung fällig. Sind Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die Gebühren-
schuld die geleisteten Vorauszahlungen übersteigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten 
Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebührenbescheids durch Auf-
rechnung oder Zurückzahlung ausgeglichen. 
(2) Die Vorauszahlungen gem. §44 werden mit Ende des Kalendervierteljahres (zum 31.03., 30.06., 
30.09. und 31.12) zur Zahlung fällig.  
 
 
 
 
 



Artikel 3 
 
§ 54 Inkrafttreten 

 
(1) Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten an-
stelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld 
gegolten haben. 
(2) Diese 2. Änderungssatzung tritt am 12.12.2023 in Kraft.   
 
 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 
4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begrün-
den soll, innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. 
Wer die Jahresfrist ohne tätig zu werden verstreichen lässt, kann eine etwaige Verletzung auch später 
geltend machen, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind. 
 
Abweichend hiervon kann die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften auch nach Ablauf der 
Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Satzungsbeschluss 
nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der Jahresfrist die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat. 
 
 
Ahorn, den 12.12.2023 
 
 
 
 
Benjamin Czernin 
Bürgermeister 
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